RECHTMÄSSIGE SELBSTVERTEIDIGUNG – MUSTER (SIEHE UNTEN)
Öffentliche Vorlage zur Meldung von Rechtsverletzungen und zur Beantragung einer Untersuchung
(Zur Verwendung, wenn ordentliche rechtliche und administrative Rechtsmittel versagt haben oder sich als wirkungslos erwiesen haben)

Zweck

Diese Vorlage dient dazu, Einzelpersonen dabei zu unterstützen, Verletzungen Ihrer Rechte durch staatliche Behörden oder institutionelle Akteure rechtmäßig zu erkennen, zu dokumentieren und zu melden. Sie soll Einzelpersonen befähigen, ruhig, klar und rechtmäßig zu handeln, wenn Ungerechtigkeit, Amtsmissbrauch oder Verfahrensfehler vermutet werden.

Für die Verwendung dieser Vorlage ist keine rechtliche Vertretung erforderlich.

Wichtige Hinweise für die Öffentlichkeit

· Du bist nicht verpflichtet, eine strafrechtliche Absicht nachzuweisen — es genügt, mutmaßlich rechtswidriges Verhalten zu melden.
· Du bist nicht verpflichtet, eine Festnahme zu verlangen. Die Untersuchung ist der rechtmäßige erste Schritt.
· Dokumentation, Klarheit und Transparenz sind rechtmäßige Schutzmechanismen.
· Versäumen Institutionen, Ungerechtigkeit zu korrigieren, wird die öffentliche Dokumentation zu einer legitimen Schutzmaßnahme.

[bookmark: _GoBack]Soweit europäische oder österreichische Gesetze genannt werden, gelten diese in Europa bzw. in Österreich unmittelbar und verbindlich.
In anderen Ländern sind diese Verweise sinngemäß anzuwenden und durch die jeweils geltenden nationalen, verfassungsrechtlichen oder regionalen Menschenrechtsregelungen zu ersetzen.



MELDUNG / ANTRAG AUF UNTERSUCHUNG

An:
(Auswahl — möglichst gleichzeitig an mehrere Stellen übermitteln)
Polizei

Kriminalpolizei

Staatsanwaltschaft

Zuständige Verwaltungsbehörde / Geschäftsstellenregister des Gerichts

(Die Übermittlung an mehrere Stellen reduziert das Risiko der Unterdrückung und erhöht die Rechenschaftspflicht.)

1. Meldende Person
Name:
Adresse:
Kontaktdaten:


2. Beteiligte Personen / Behörden
(Namen, Funktionen, Abteilungen oder beteiligte Institutionen anführen, soweit bekannt.)


3. Sachverhaltsdarstellung
(Beschreibe sachlich und kurz, was geschehen ist.)

Datum und Ort(e):

Handlungen der Behörden:

Getroffene Entscheidungen oder angeordnete Maßnahmen:

(Bitte bei überprüfbaren Tatsachen bleiben. Spekulationen oder emotionale Sprache vermeiden.)


4. Festgestellte Taktik / Verfahrensunregelmäßigkeit
(Beispiel: Entscheidung vor Beweisaufnahme; Nichtberücksichtigung von Beweismitteln; unverhältnismäßige Maßnahme.)


5. Betroffene Rechte
Gib an, welche Rechte Deiner Ansicht nach verletzt wurden (ankreuzen oder auflisten):

☐	 Recht auf ein faires und unparteiisches Verfahren
☐	 Recht auf Gehör / Recht auf Verteidigung
☐	 Recht auf Familienleben
☐	 Gleichheit vor dem Gesetz
☐	 Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf

☐	 Sonstige (bitte anführen):


6. Verletzte Gesetze und Rechte (soweit bekannt)
(Beispiele — je nach Anwendbarkeit anpassen)

· Artikel 6, Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK)
· Artikel 8, Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK)
· Artikel 7 oder 18, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)
· § 37 AVG (Pflicht zur Feststellung der materiellen Wahrheit)
· § 176 ABGB (Kindeswohl / Verhältnismäßigkeit)
· § 302 StGB (Amtsmissbrauch), sofern zutreffend

(Eine exakte Zitierung ist hilfreich, aber nicht zwingend erforderlich; die Behörden sind verpflichtet, die Rechtslage zu prüfen.)


7. Warum dies eine Untersuchung rechtfertigt
Lege kurz dar, warum Du dieses Verhalten als Rechtsverletzung oder Amtsmissbrauch ansiehst, z. B.:
· fehlende oder unzureichende Beweise
· unverhältnismäßige Maßnahmen
· selektive Vollziehung
· Unterlassen der Korrektur bekannter Fehler
· Repressalien wegen der Geltendmachung von Rechten


8. Antrag
Ich ersuche respektvoll darum, dass:	
· diese Angelegenheit formell geprüft und untersucht wird,
· die Rechtmäßigkeit der beschriebenen Handlungen beurteilt wird, und
· ich schriftlich über das Ergebnis informiert werde.


9. Transparenz-Erklärung
Diese Meldung kann ganz oder teilweise öffentlich gemacht werden, zum Zweck der Transparenz und öffentlichen Rechenschaft.


10. Erklärung
Ich erkläre, dass die oben gemachten Angaben nach bestem Wissen und Gewissen richtig sind.
Datum:
Unterschrift:

